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Regierung will Lärmblitzer prüfen
Autos undTöffs, die zu viel Lärm verursachen, sind auch für den Luzerner Regierungsrat ein Problem. Er tritt aber aufs Bremspedal.

Alexander von Däniken

Breitere Spoiler, tiefer gelegtes
Fahrwerk, lautere Motorenge-
räusche: SogenannteAutoposer
zeigen gerne, was ihr Fahrzeug
hergibt.Undverärgerndabei vor
allem mit dem Lärm die Bevöl-
kerung. Monique Frey, Frak-
tionschefinderGrünenund jun-
gen Grünen im Kantonsrat, hat
darum ein Postulat eingereicht.
Darin fordert die EmmerPoliti-
kerindenRegierungsrat auf, via
Luzerner Polizei Geräte anzu-
schaffen, die – analog zu Ge-
schwindkeitsmessanlagen – zu
laute Autos und Motorräder er-
fassenundmitdenendieHalter
zur Rechenschaft gezogen wer-
den können.

Jetzt liegtdieStellungnahme
des Regierungsrats vor. Er
schreibt: «Auch die Luzerner
Regierung teilt die Einschät-
zung, dass das unnötige Verur-
sachenvonLärmdurcheinzelne
rücksichtsloseVerkehrsteilneh-
mer ein Problem darstellt. Und
es ist leider eine Tatsache, dass
diesesVerhaltendieLebensqua-
lität der Bevölkerung unnötig
und teilweise erheblich ein-
schränkt.»

100Fahrzeugemehr
sichergestellt als imVorjahr
Die Kantone hätten in den letz-
ten Jahren rund 4,3 Milliarden
Franken in Massnahmen wie
lärmarme Deckbeläge oder
Lärmschutzwände investiert.
«VerantwortungsloseVerkehrs-
teilnehmendemachendieseAn-
strengungen teilweise zunich-
te.» Der gesetzliche Rahmen,
um Lärmsünder ausfindig zu
machen und sie zu sanktionie-
ren, sei derzeit beschränkt. Die
LuzernerPolizei kontrolliere re-
gelmässig Fahrzeuge auf ihren
rechtmässigenZustand.Und es
gebe schonheute schwerpunkt-
mässig Verkehrskontrollen in
Zusammenarbeit mit den Spe-
zialisten des Strassenverkehrs-

amts. Werden bei einem Auto
verbotene Teile festgestellt,
müsse derHalter sein Fahrzeug
ineinengesetzeskonformenZu-
stand versetzen und dies durch
dasStrassenverkehrsamtabneh-
men lassen. Wenn Fahrzeuge
kontrolliert werden, deren Ver-
kehrssicherheit aufgrund mas-
siverUmbauten fraglich ist,wer-
den diese sichergestellt oder
ganz stillgelegt.

Allein dieses Jahr bis Mitte
NovemberhabenPolizistenund
Spezialisten des Strassenver-
kehrsamts 246 Fahrzeuge si-
chergestellt. Das sind gut 100
mehrals letztes Jahr,wiederRe-

gierungsrat weiter schreibt.
Doch was die Lärmbelastung
betrifft, fehlen sowohldie recht-
lichenGrundlagen, als auchaus-
gereifte Geräte. Darum emp-
fiehlt die Regierung, das Postu-
lat nur teilweise erheblich zu
erklären.

VorstossaufBundesebene
nimmtersteHürde
Immerhin: In Bundesbern be-
wegt sich etwas. Die Aargauer
SP-NationalrätinGabriela Suter
hat im Juni den Bundesrat be-
auftragt, die gesetzlichen
Grundlagen zu schaffen, um
übermässige Lärmemissionen

im Strassenverkehr einfacher
und stärker sanktionieren zu
können. Die zuständige natio-
nalrätlicheKommissionhatdie-
ses Anliegen kürzlich unter-
stützt.

Bisdie rechtlichenRahmen-
bedingungen stehen, hofft die
LuzernerRegierung, sollte auch
die technische Entwicklung so
weit sein.Denn aktuelleGeräte
steckennoch indenKinderschu-
hen. Während Lärmblitzer
sämtliche Eichtests bestehen
müssen, wobei der Grenzwert
noch festgelegt werden muss,
gibt es bei sogenannten Lärm-
displays zumTeil schon kontra-

produktiveResultate.Anders als
die Blitzgeräte zeigen die Dis-
plays nur den gemessenen
Lärmwert an.Dashat bei einem
Pilotversuch im Kanton St.Gal-
lendazu geführt, dassTöff- und
Autofahrer ihre Motoren extra
aufheulen liessen.DieResultate
eines grösseren Pilotversuchs,
der auch in Schwyz stattgefun-
den hat, stehen indes noch aus.

FürkantonaleLösung
nochzu früh
Postulantin Monique Frey sagt
auf Anfrage: «Dass der Regie-
rungsrat das Postulat teilweise
erheblich erklären will, freut

mich. Doch statt den Vorstoss
nur teilweise erheblich zu erklä-
ren, hätte der Regierungsrat
noch die Behandlung im Natio-
nalrat abwarten können.» An-
derseits seiauchFreywohletwas
zu früh gewesen, wie sie ein-
räumt.Dasändereabernichtsan
der Brisanz des Themas. Denn
dieAutoposerhätten inden letz-
ten Monaten für immer mehr
Schlagzeilen gesorgt. «Ich ver-
stehe die Faszination, an einem
Auto herumzubasteln. Aber
nichtmitdemZiel, dasAuto lau-
ter zu machen, zum Teil durch
Anbohren derAuspuffanlage.»

Damüsse zwingendeinUm-
denken stattfinden. Denn der
Siedlungsdruck ist gross, ent-
sprechendmüsse bei der Lärm-
belastungRücksicht genommen
werden. Zum Teil würden Pas-
santen erschrecken, wenn ein
Fahrzeugplötzlich sehr lautwer-
de. «Da hört der Spass definitiv
auf.»Frey ist sowohl aufdiewei-
tere technischeEntwicklungder
Geräte gespannt als auch auf
erste Erfahrungen aus Pilotver-
suchen.

Autoposer verärgern vor allemmit dem Lärm die Bevölkerung. Symbolbild: Getty

Uber-Urteil und
Folgen für Luzern
Gericht Das Urteil des Waadt-
länderKantonsgerichts,welches
das amerikanische Taxiunter-
nehmen Uber als Arbeitgeber
einstuft, ist jetzt rechtskräftig.
Somit ist klar: Uberfahrer sind
Angestellte.Dies bedeutet, dass
Uber seinen Arbeitnehmenden
nicht nur Ferien und Auslagen-
ersatz schuldet, sondern auch
Sozialabgaben.

Wegen des Verfahrens ver-
zichtetederKantonLuzernbisher
darauf, diese fürUber-Angestell-
teeinzufordern.Dassollsichjetzt
ändern. «Der Kanton ist in der
Pflicht, die Einhaltung des
Arbeitsgesetzes auch bei Uber
durchzusetzen», teilt der Präsi-
dent des Luzerner Gewerk-
schaftsbundes Martin Wyss mit.
DerKantonsolldiesegarrückwir-
kend einfordern. Rolf Frick, Lei-
ter Rechtsdienst beim Gesund-
heits- und Sozialdepartement,
nimmtdie Forderung zurKennt-
nis.AllfälligeAuswirkungenwür-
denzunächst analysiert. (lf)
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Weiterhäuseln oder Konzentration im Hochhaus?
Es ist müssig, darauf zu ver-
weisen, dass sich die Sied-
lungsstrukturen gerade ent-
lang der Riviera am Vierwald-
stättersee von Weggis bis
Gersau, aber auch an ande-
ren, nicht mehr nur nach
Süden gerichteten Lagen,
immer weiter den Berg hoch
fressen, immer exponiertere
Lagen in Anspruch nehmen.
Langsam werden die Reste
einer obstbaumbestandenen
Vorbühne heroisierter Berge
in Beschlag genommen durch
blockwurfbewehrte Einfami-
lienhäuser, oft nur Zweit-
wohnsitze, dafür mit einer
Vielzahl von Parkplätzen,
bevorzugt in Einstellhallen.
Eine Lösung, mit der nur
wenige glücklich sind. Sie
zeigt aber eines klar auf: Die
gängigen Denkmuster im
Siedlungsbau versagen gerade
an solch exponierten Lagen.

Alternativen sind gefragt. Eine
davonwurde in der Agglomera-
tion vonLuzern in den letzten
Jahren an verschiedenenOrten
erprobt: hochverdichtete und
vor allem in dieHöhe entwi-
ckelteQuartiere. Allerdings:
DerWiderstandwird auch hier
immer stärker und es zeichnet
sich ab, dassmit diesemModell
derDruck auf die kleineren
Dörfer entlang demVierwald-
stättersee nichtwirklich abge-
bautwerden kann.

Haltenwir also fest: «Verdich-
tung» in Formder bestehenden
«Störungen»wird nicht die
Lösung sein, genauso unrealis-
tisch ist ein umfassender Stopp
vonNeubauten an den ex-
ponierten Lagen desVierwald-
stättersees.Deshalb sehe ich
als einzigmöglicheAlternative,
dasWachstuman ganzweni-
gen Stellen in hochdichten

Bebauungen zu konzentrieren.
Eine Illusion?Momentan sicher
nicht einfach umzusetzen, ist

für dieGemeinden dieWaffe
derWahl doch vorab eine
Einschränkung der Bauzonen.

Lassenwir uns inspirieren von
einer Idee, die bereits ein
halbes Jahrhundert alt ist: An
der Expo von 1964 schlugen
Lucius Burckhardt,Max Frisch
undMarkusKutter dieGrün-

dung neuer Städte vor, publi-
ziert in der Schrift «achtung:
die Schweiz». Vielleicht sollten
wir etwas bescheidener ein
neuesDorf ins Auge fassen.
Daraus entstündewohl eine
höchst spannendeDiskussion:
Wokönnte,müsste ein solches
Dorf heute zu liegen kommen,
wiewäre, ein solchesDorf zu
organisieren, undwiemüsste
dieMehrwertabschöpfung
verteilt werden, die jamindes-
tens regionalwirksamwerden
müsste?

ImMoment scheinenwir der
Vorstellung einer radikalen
Konzentration der Baumassen
zwar rational folgen zuwollen,
umunsere Ziele einer nachhal-
tigenEntwicklung doch noch
zu erreichen. Emotional hin-
gegen scheint dasMass vieler-
orts erreicht. Die Suche nach
Ausgewogenheit ist eine kollek-

tiveAufgabe unddermüssten
wir uns stellen. Einemögliche
Einsicht, zu der unsere Pande-
mie-Erfahrungen durchaus
wertvolle Impulse liefern
könnten.

Dieter Geissbühler
kanton@luzernerzeitung.ch

Hinweis
DieterGeissbühler ist Dozent am
Kompetenzzentrum Typologie
und Planung in Architektur der
Hochschule Luzern. Einmal im
Monat äussern sich Professoren
zu städtebaulichen Themen. Ihre
Ansichten müssen nicht jener
der Redaktion entsprechen.
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«Ichverstehedie
Faszination, an
einemAutoherum-
zubasteln.Aber
nichtmitdemZiel,
dasAuto lauter
zumachen.»

MoniqueFrey
Kantonsrätin, Grüne


